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Zehn Annahmen über China 

Eine Entgegnung anlässlich der Olympischen Spiele in Peking  

Vor genau 30 Jahren nahm die chinesi-

sche Reform- und Öffnungspolitik ihren 

Anfang. Sie hat das Reich der Mitte von 

Grund auf verändert. Von der deutschen 

Öffentlichkeit wurde dieser dramatische 

Wandel in seiner Komplexität und Um-

fassendheit kaum wahrgenommen. 

Stattdessen herrscht hierzulande ein er-

staunlich verzerrtes Bild des fernen und 

so unheimlich großen Reiches im Osten 

vor. Eine Reihe von – häufig unausge-

sprochenen - Fehlwahrnehmungen 

bestimmen die Rezeption Chinas, auch in 

der Berichterstattung der deutschen Me-

dien. Auf fatale Weise versperren die 

Fehlwahrnehmungen den Blick auf die 

Lebenswirklichkeit dieser komplexen und 

widersprüchlichen Nation.  

Erstens: China ist eine totalitäre Diktatur 

Mao Zedongs China war ein totalitärer 

Staat. Die ständigen Kampagnen und Mas-

senbewegungen, die Politisierung sämtli-

cher Lebensbereiche ließen keinen Raum 

für private Entfaltung. Die "Danwei", die 

Basiseinheiten der Staatsbetriebe, denen 

alle Arbeiter angehörten, griffen weit in das 

Privatleben ein und ermöglichten eine lü-

ckenlose Kontrolle der Bevölkerung. Heute 

dagegen hat sich die Kommunistische Par-

tei weitgehend aus dem Alltagsleben zu-

rückgezogen. Als Folge der marktwirt-

schaftlichen Reformen sind immer weniger 

Menschen in Danweis organisiert. Für viele 

bedeutet dies zwar das Ende einer umfas-

senden sozialen Absicherung, gleichzeitig 

aber auch das Ende der politischen Über-

wachung und damit ein in der Volksrepu-

blik bislang ungekanntes Ausmaß an indi-

viduellem Freiraum. 

Zudem: Auch wenn politische Reformen 

weiterhin nicht in Sicht sind, treibt die Re-

gierung dennoch den Aufbau rechtsstaatli-

cher Strukturen voran. So wurde z.B. eine 

Reihe von Gesetzen erlassen, die explizit 

eine Beschränkung der Staatswillkür sowie 

eine Ausweitung der Bürgerrechte gegen-

über dem Staat zum Ziel haben. Allerdings 

ist es zu einem tatsächlichen Rechtsstaat 

noch ein weiter Weg.  

Chinas politisches System entspricht heute 

mehr einem autoritären Regime. Die Vor-

stellung eines totalitären Staates verstellt 

den Blick auf die dramatischen Verände-

rungen in der Gesellschaft Chinas. "Totali-

tär" impliziert eine Allgegenwärtigkeit und 

Allmacht des Staates, die heute in China so 

nicht mehr gegeben ist.  

Zweitens: China ist ein Zentralstaat 

Die Geschichte Chinas ist eine Geschichte 

des Kräftemessens zwischen dem Zentrum 

und der Peripherie. Mao Zedong gelang es 

nur durch wiederholte ideologische Kam-

pagnen und Säuberungswellen, die Steue-

rungsfähigkeit der Zentrale sicherzustellen. 

Sein Nachfolger Deng Xiaoping setzte da-

gegen auf regionale Eigeninteressen, um 

die Wirtschaftsreformen voranzubringen 

und ideologischen Widerstand gegen den 

Reformkurs zu brechen. Er räumte zu die-

sem Zweck den Provinzen vielfältige Ges-

taltungsmöglichkeiten ein. So entstanden 

als Folge davon regionale Wirtschaftsstruk-

turen, auf die Peking immer weniger Ein-

fluss hatte. Die Verselbstständigungsten-

denzen gingen dabei manchmal so weit, 

dass Weisungen der Zentrale immer öfter 

missachtet wurden. Inzwischen versucht 

die Führung hier gegenzusteuern. Sie be-
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dient sich dabei in erster Linie des vielfach 

kritisierten leninistischen Kadersystems. 

Parteifunktionäre werden in regelmäßigen 

Abständen versetzt, um die Herausbildung 

jeglicher Eigeninteressen zu verhindern. 

Dennoch: Vor allem die wohlhabenden 

Ostprovinzen haben heute einen beträchtli-

chen Einfluss auf die nationale Politik. In 

China kann heute nur noch durch Kom-

promiss und Kooperation, nicht länger 

durch einfache Anordnungen Pekings re-

giert werden.  

Drittens: Die Kommunistische Partei Chi-

nas ist eine verkrustete Kaderpartei 

Ein grundlegender Unterschied zwischen 

China und der ehemaligen Sowjetunion 

liegt in der Rekrutierungspolitik der Kom-

munistischen Partei. Der KPCh gelang es in 

der Vergangenheit wesentlich erfolgreicher 

als ihrem sowjetischen Pendant, Angehöri-

ge der neuen, urbanen Eliten an sich zu 

binden. Unter den jüngeren Parteimitglie-

dern dominiert mittlerweile die städtische 

Mittelschicht. Für sie ist die Mitgliedschaft 

in der KPCh eine Auszeichnung, die nur 

wenigen angetragen wird. Dem Kommu-

nismus fühlen sie sich kaum noch verbun-

den. Ihnen geht es - ganz pragmatisch - in 

erster Linie um die weitere wirtschaftliche 

Entwicklung des Landes. Damit hat der ge-

sellschaftliche Wandel auch die Partei voll 

erfasst.  

Das traditionell nach außen hin geschlos-

sene Auftreten der Partei täuscht. Hinter 

den Kulissen werden mitunter hitzige De-

batten geführt. Mit der Öffnung hin zu den 

Privatunternehmern hat die KPCh einen 

Spagat zwischen den Interessen ehemali-

ger Klassenfeinde zu bewältigen. Soziale 

Gegensätze werden auf diese Weise in die 

Partei hineingetragen und müssen nun in-

nerparteilich ausgefochten werden. Die 

Antwort der KPCh auf diese Entwicklung 

lautet „innerparteiliche Demokratie“. Ge-

meint sind damit verstärkte Anstrengungen 

in Hinblick auf Transparenz, umfangreiche-

re Konsultationen sowie mehr Wettbewerb, 

d. h. mehr Kandidaten als Plätze bei der 

Vergabe von Spitzenämtern. Auch wenn es 

bis dahin noch ein weiter Weg ist - für die 

Kommunistische Partei gilt heute das glei-

che wie für die Zentralregierung: Ein 

Durchregieren im Stile eines "Großen Vor-

sitzenden" oder einer kleinen Gruppe, die 

die gesamte Macht ausübt, ist nicht mehr 

möglich. Inzwischen ist der politische Kurs 

der KPCh das Ergebnis langwieriger Kon-

sultationsprozesse zwischen ‚rechten’ und 

‚linken’, ‚liberalen’ und ‚orthodoxen’ Partei-

flügeln, zwischen Unternehmern, Arbeitern 

und Bauern. 

Viertens: Chinas Politik liegt ein Master-

plan zugrunde 

Der chinesischen Politik wird häufig - und 

zumeist implizit - eine bemerkenswerte 

Kohärenz und Planhaftigkeit unterstellt. 

Von einem "Beijing Consensus" ist die Re-

de, von einem chinesischen Entwicklungs-

modell. Doch die Reform- und Öffnungspo-

litik der letzten 30 Jahre war und ist im 

Wesentlichen durch das Trial & Error Prin-

zip gekennzeichnet. Chinesen beschreiben 

ihr "System" gern mit dem Bild "nach den 

Steinen tastend den Fluss durchqueren" 

(Deng Xiaoping). Auch der chinesischen 

Afrika-Politik wird immer wieder eine Art 

Masterplan unterstellt. Spricht man jedoch 

mit den Verantwortlichen, so wird schnell 

klar, dass auch diese Politik sich weniger 

durch Kohärenz, als vielmehr durch eine 

Vielzahl von neben- und gegeneinander 

arbeitenden Organisationen auszeichnet: 

Ministerien, Banken, Unternehmen – sie 

alle verfolgen hierbei ihre eigenen Interes-

sen, Koordination findet kaum statt. Das 

gleiche gilt für die chinesische Energiepoli-

tik. Auch hier kann von einer stringenten 

Strategie kaum die Rede sein. Bis vor kur-

zem waren noch die Kompetenzen auf über 

10 Ministerien und Behörden verteilt. Erst 

im dieses Jahres wurde die Gründung einer 

Nationalen Energiekommission beschlos-

sen, um einige der Kompetenzen zu bün-

deln. Aufgabenüberschneidungen, man-

gelnde Abstimmung und Verteilungskämpfe 

sind in China ebenso zu finden wie in ande-

ren Ländern. Diese Fragmentierung gilt es 

mitzudenken, wenn man die chinesische 

Politik verstehen will. 
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Fünftens: Chinas Reformen bestehen le-

diglich aus der Einführung eines kapita-

listischen Wirtschaftsystems  

Die eigentliche Bezeichnung für die Moder-

nisierungspolitik Chinas ist ein Begriffs-

paar: Reform und Öffnung (Gaige Kaifang). 

Beides ist im chinesischen Verständnis un-

trennbar miteinander verbunden. Die öko-

nomische Reform kann danach nur erfolg-

reich sein bei gleichzeitiger Öffnung des 

Landes. Damit ist allerdings nur sehr be-

grenzt eine politische Reform verbunden. 

Forderungen nach einer Demokratisierung 

Chinas wurden stets konsequent unter-

drückt. Mit der Öffnung des Landes ver-

bunden ist aber auch ein Prozess der Libe-

ralisierung sowie eine in der chinesischen 

Geschichte niemals zuvor gekannte Berüh-

rung mit anderen Kulturen, z. B. durch in 

China arbeitende Ausländer oder durch Mil-

lionen chinesischer Auslandsstudenten oder 

Auslandsreisende (Geschäftsleute, Wissen-

schaftler, Touristen). Dies hat die Gesell-

schaft verändert. Ein Beispiel: Homosexua-

lität galt in China lange Zeit als Krankheit. 

Schwule und Lesben wurden in Anstalten 

eingesperrt. Mit der Öffnung des Landes 

entspannte sich jedoch die Situation. Im 

Jahr 2001 strich der staatliche Psychiatrie-

verband Homosexualität von der offiziellen 

Liste der Geisteskrankheiten. Von einer ge-

sellschaftlichen Akzeptanz ist man zwar 

immer noch weit entfernt, doch finden sich 

mittlerweile in jeder größeren chinesischen 

Stadt Bars, in denen sich die Szene offen 

trifft. Auch das ist eine Facette der Re-

formpolitik – zwar nicht direkt intendiert, 

aber dennoch eine reale Konsequenz. 

Sechstens: China ist das Land des Raub-

tierkapitalismus 

Bei ihrer Gier nach Reichtum ist den un-

barmherzigen chinesischen Kaderkapitalis-

ten jedes Mittel recht. Dieses Bild erfuhr 

einmal mehr seine Bestätigung, als im 

Sommer 2007 die Berichte von der Befrei-

ung von Sklavenarbeitern aus den Minen 

und Ziegeleien der Provinz Shaanxi um die 

Welt gingen.1  

Ohne Zweifel ist die Kluft zwischen Arm 

und Reich in China sehr groß, sind die Le-

benslagen von Bauern und einfachen Arbei-

tern (unter ihnen die 200 Millionen Wan-

derarbeiter) in China sehr prekär. Doch 

was in Deutschland oft übersehen wird: Die 

chinesische Führung ist sich dessen sehr 

wohl bewusst und hat bereits vor fünf Jah-

ren den sozialen Ausgleich in den Mittel-

punkt ihrer Politik gestellt, emblematisch 

zusammengefasst unter dem allgegenwär-

tigen Schlagwort der "Harmonischen Ge-

sellschaft". Neue Sozial-, Renten-, und 

Krankenversicherungssysteme sind seit-

dem im Aufbau begriffen – ein Mammut-

projekt bei 1,3 Milliarden Menschen. Zu-

dem ist am 1.1. 2008 ein neues Arbeitsver-

tragsgesetz in Kraft getreten, das sämtli-

chen Angestellten u. Arbeitern erstmals 

das Recht auf einen Arbeitsvertrag zusi-

chert, was in Unternehmerkreisen prompt 

für erheblichen Unmut sorgte. Inzwischen 

ziehen die Löhne im ganzen Land an, auch 

im Niedriglohnsektor. Schon klagen Unter-

nehmen, darunter auch viele westliche 

Konzerne, über die steigenden Kosten. Zu-

dem bemüht sich Peking, das Wirtschafts-

wachstum in nachhaltigere Bahnen zu len-

ken. Man will nicht länger die billige Werk-

bank der Welt sein, sondern sich zu einer 

Wissensgesellschaft wandeln. Steuerliche 

Vergünstigungen für Exportbetriebe wur-

den abgeschafft, Umweltschutzauflagen 

verschärft. Einige Unternehmen haben als 

Folge davon damit begonnen, ihre Produk-

tion in billigere Länder zu verlagern – z.B. 

nach Vietnam oder nach Bangladesh. Die 

Karawane der globalen Wirtschaft zieht 

weiter.  

Siebtens: China hat mit seinen Wäh-

rungsreserven große Macht angehäuft 

China verfügt heute über die größten Wäh-

rungsreserven der Welt. Sie sind  mittler-

weile auf die kaum fassbare Summe von 

 

1 Dass Wolf Biermann im Spiegel unwidersprochen 
von einem "turbochinesischen KZ-Kapitalismus" spre-
chen kann, ist in diesem Zusammenhang bezeich-
nend, eigentlich jedoch ein Skandal. In: Der Spiegel 
45/2007, S. 190. 
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1.68 Billionen US-Dollar angewachsen. 

China schwimmt also im Geld. Diese Fest-

stellung ist häufig mit Forderungen nach 

einem Ende der deutschen Entwicklungshil-

fe verbunden, nach mehr Sozialprogram-

men oder auch nach mehr Unterstützung 

für die Opfer des schweren Erdbebens in 

der Provinz Sichuan. Doch Chinas Wäh-

rungsreserven sind Segen und Fluch 

zugleich. Sie drohen die ohnehin schon 

grassierende Inflation weiter anzuheizen. 

Um den Wechselkurs des Renminbi gegen-

über dem Dollar stabil zu halten, muss die 

Zentralbank US-Devisen in großen Mengen 

aufkaufen. Dadurch, dass die Währungsre-

serven mehrheitlich in Dollar angelegt, be-

deutet der Verfall der amerikanischen Wäh-

rung einen riesigen Verlust. Die Regierung 

versucht deshalb seit längerem, sich vor-

sichtig vom Dollar zu lösen. Allerdings: bei 

den ersten Anzeichen eines Dollarverkaufs 

in großem Stil muss damit gerechnet wer-

den, dass dessen Kurs ins Bodenlose sinkt. 

China verfügt also über gewaltige Wäh-

rungsreserven, hat jedoch enorme Schwie-

rigkeiten, dieses Geld, das zunehmend der 

eigenen Wirtschaft gefährlich wird, wieder 

zurückzuschleusen. Aus diesem Grund hat 

Peking einen 200 Milliarden US-Dollar 

schweren Staatsfonds aufgelegt, der inter-

national bereits für einiges Aufsehen ge-

sorgt hat, weil er Befürchtungen auslöste, 

die Volksrepublik begebe sich damit auf 

eine aggressive "Einkaufstour". In erster 

Linie ist der Fonds jedoch gedacht als ein 

Mittel zur Diversifizierung der Anlagen, 

nicht als ein Vehikel, ausländische Unter-

nehmen unter Kontrolle zu bringen.  

Achtens: Chinas Aufstieg ist unaufhalt-

sam. Deutschland muss sich warm anzie-

hen 

Besucher mögen ob der Modernität von 

Städten wie Shanghai erstaunen. Doch ge-

raten dabei die enormen Entwicklungsrück-

stände in weiten Teilen des Landes aus 

dem Blick. Das durchschnittliche Bruttoin-

landsprodukt pro Kopf liegt in China bei 

2.460 US-Dollar, in Deutschland sind es 

rund 40.000 US-Dollar (Stand 2007). China 

leidet unter seiner Ungleichzeitigkeit; in 

vielen Regionen ist es nach wie vor ein 

Entwicklungsland. Die Probleme, mit denen 

die Regierung zu kämpfen hat, sind gewal-

tig: Umweltzerstörung, Arbeitslosigkeit, 

marode Staatsbetriebe, Korruption, eine 

noch immer unzureichende soziale Siche-

rung, ferner ein rückständiges Finanzsys-

tem. Noch ist völlig unklar, wie man mit 

der schnell alternden Bevölkerung umge-

hen soll. Hochrechnungen gehen heute da-

von aus, dass 2050 etwa ein Viertel der 

chinesischen Gesellschaft über 60 Jahre alt 

sein wird. Auch ein Ende des Wirtschafts-

booms ist nicht auszuschließen. Derzeit 

schnellt die Inflation in die Höhe, die Akti-

enkurse sind seit Jahresbeginn dramatisch 

eingebrochen. Nach wie vor ist der Binnen-

konsum äußerst schwach ausgebildet, die 

Wirtschaft weiterhin stark vom Export ab-

hängig, insbesondere was die Nachfrage 

aus den USA angeht. Über der chinesischen 

Konjunktur schwebt das Damoklesschwert 

einer etwaigen US-Rezession. Der weitere 

wirtschaftliche Erfolg Chinas ist, so viel ist 

gewiss, alles andere als vorgezeichnet.  

Neuntens: Die chinesische Bevölkerung 

wünscht Demokratie. Die Protestbewe-

gung von 1989 beweist das 

Zweifellos gibt es, insbesondere unter den 

Bauern, einen aufgestauten Unmut. Der 

Zorn richtet sich in erster Linie gegen Kor-

ruption, Zwangsumsiedlungen, Umweltzer-

störungen sowie die auseinanderklaffende 

Schere zwischen Arm und Reich. Der 

Wunsch nach einer Begrenzung der oftmals 

als willkürlich empfundenen Herrschafts-

ausübung nimmt zu. Die Proteste sind je-

doch nur selten mit Forderungen nach De-

mokratie oder einem Sturz der KPCh ver-

bunden. Dies gilt im Übrigen auch für die 

Ereignisse des 4. Juni 1989. Die Mehrheit 

der bis zu zwei Millionen Bürger (es waren 

bei weitem nicht nur Studenten), die sich 

damals den Protesten anschlossen, forder-

ten in erster Linie ein Ende von Korruption, 

Amtswillkür sowie Inflation. Nur ein klei-

ner, radikaler Kern der Protestler forderte 

damals freie Wahlen. Es war jedoch nicht 

die Mehrheit der Demonstranten, wie west-

liche Medienberichte suggerierten.  

Der Wunsch nach Stabilität wurzelt in der 

in China sprichwörtlichen Furcht vor dem 

großen Chaos ("luan"). Diese speist sich 
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aus den traumatischen Erfahrungen der 

Geschichte, der Taiping-Revolte im 19. 

Jahrhundert, der Zeit der Kriegsherren, 

ferner aus dem Bürgerkrieg sowie der Kul-

turrevolution. Hinzu kommt der Zerfall der 

Sowjetunion, der immer wieder als war-

nendes Beispiel angeführt wird. Viele Chi-

nesen, darunter auch zahlreiche Intellektu-

elle, halten eine autoritäre Regierung für 

notwendig, um in einer Phase des wirt-

schaftlichen und sozialen Umbruchs Stabili-

tät zu gewährleisten. Erst wenn China kein 

Entwicklungsland mehr sei, so ist vielerorts 

immer wieder zu hören, sei China "reif" für 

Demokratie.  

Zehntens: Aufgrund der konfuzianischen 

Tradition des Landes ist Demokratie für 

China keine geeignete Regierungsform 

Dies ist die umgekehrte Fehlwahrnehmung. 

Häufig wird – insbesondere von "China-

Kennern" – auf die konfuzianische Tradition 

des Landes verwiesen. Demnach haben 

Chinesen, geprägt von 2000 Jahren konfu-

zianistischen Herrschaftsverständnisses, 

eine Mentalität des Beherrscht-Werdens 

entwickelt. Wer so argumentiert, ignoriert 

die reiche chinesische Geistesgeschichte. 

Sie ist eine komplexe, eigentümliche Mi-

schung aus Konfuzianismus, Taoismus und 

Buddhismus – drei sehr unterschiedliche 

Geistesströmungen, die stets miteinander 

rangen und sich dabei gegenseitig befruch-

teten. Einige taoistische Denker betonten 

z.B. Werte wie Skepsis, Individualität und 

Spontaneität, ja sogar ein Grundmisstrau-

en gegen jegliche staatliche Gewalt. Durch 

sie kam ein libertäres, manchmal auch a-

narchistisches Element in das chinesische 

Denken. Seit dem späten 19. Jahrhundert 

setzten sich dann Intellektuelle mit westli-

chen Staatskonzepten auseinander. In der 

4. Mai-Bewegung 1919 demonstrierten 

Studenten und Intellektuelle für Demokra-

tie und Freiheit. 1978, zu Beginn des Re-

formprozesses, forderten sie an der "Mauer 

der Demokratie" eine Reform des politi-

schen Systems. Auch die Demokratisierung 

Taiwans in den 80er Jahren zeugt davon, 

dass die Chinesen zu einer Demokratie fä-

hig sind.  

Eine politische Reform Chinas muss jedoch 

nicht zwangsläufig in ein parlamentarisches 

System nach westlichem Muster münden. 

Überdies darf der Wunsch der Bevölkerung 

nach Demokratie nicht überschätzt werden. 

Aber aus der geistesgeschichtlichen Tradi-

tion des Konfuzianismus allein heraus lässt 

sich keine Untertanen-Mentalität der Chi-

nesen ableiten. 

 


